Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache Y/1634 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

104. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 19. April 1967 

105. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 20. April 1967 

106. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 21. April 1967 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


1, Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Europäische Organisation für Kernforschung, 
die im Jahre 1966 mit über 36 Millionen DM 
aus Bundesmitteln gefördert wurde, sich bei 
der Veröffentlichung von Stellenanzeigen in 
deutschen Zeitungen am 4. April 1967 der eng- 
lischen Sprache bediente? 


2. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 


Ist die Bundesregierung willens, auf die in 
Frage 1 genannte Körperschaft einzuwirken, 
künftig bei Stellenausschreibungen in der 
deutschen Presse sich der deutschen Sprache 
zu bedienen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


3. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
Josten mit die steigende Verschmutzung unserer 

Landschaft durch unerlaubtes Abladen von 
Schmutz und Unrat unterbleibt? 


4. Abgeordneter 

Müller 

(Ravensburg) 


Hält die Bundesregierung die auf der deut- 
schen Seite des Bodensees getroffenen Maß- 
nahmen für eine „ölwehr“ für ausreichend? 


5. Abgeordneter 

Müller 

(Ravensburg) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die zu treffenden Maßnahmen zur Abwehr 
von Ölunfällen im Bodensee nicht nur zwi- 
schen den Ländern Baden-Württemberg, son- 
dern auch zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, Österreich und der Schweiz koor- 
diniert werden sollten? 


I Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt 


Dr«ck: Budidrudterei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54. Tel. 6 35 51 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


6. Abgeordneter 

Borm 


7. Abgeordneter 
Borm 


8. Abgeordneter 
Moersch 


9. Abgeordneter 

Moersch 


10, Abgeordneter 

Dorn 


11. Abgeordneter 

Dorn 


12. Abgeordneter 

Kubitza 


Woran ist trotz intensiver Bemühungen des 
Berliner Senats und des Roten Kreuzes bisher 
die Erteilung des Einreisevisums für die 20 
ausgebildeten deutschsprechenden National- 
chinesinnen gescheitert, die für Krankenpflege- 
dienste in Berlin dringend benötigt werden 
und seit Januar auf das Visum warten? 

Sind der Bundesregierung weitere als die in 
Frage 6 erwähnten Fälle bekannt, in denen 
Nationalchinesen, die beim Deutschen General- 
konsul in Hongkong um ein Visum für die 
Einreise nach Deutschland gebeten haben, 
Schwierigkeiten entstanden sind? 

In welcher Weise hat sich der Vatikan mit 
der Bitte um Einhaltung des Reichskonkordats 
an die Bundesregierung gewendet? 

Ist die Bundesregierung bereit, den vollstän- 
digen Wortlaut des in Frage 8 erwähnten 
Petitums der Öffentlichkeit bekanntzugeben? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Kultusministers von Baden-Württemberg, Pro- 
fessor Hahn, der geäußert hat, daß die Zeit 
der Konkordate vorbei sei? 

Trifft es zu, daß innerhalb der Bundesregie- 
rung Überlegungen angestellt werden, den 
Schwierigkeiten mit dem Reichskonkordat da- 
durch auszuweichen, daß einzelnen Bundes- 
ländern, z. B. Baden-Württemberg, der Ab- 
schluß von Konkordaten empfohlen werden 
soll? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Zeitschrift „Blickpunkt" (Berlin) Nr. 158 vom 
März 1967 geschilderte Haltung der deutschen 
Botschaft in Tel Aviv gegenüber Jugendgrup- 
pen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz der 
Büttner von ihr eingeleiteten Maßnahmen immer noch 

Verzögerungen bei den Visaerteilungen für 
Reisende aus den Ostblockstaaten entstehen? 


14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die deutschen 

Büttner Handelsvertretungen zu ermächtigen, Visaan- 

träge aus den Ostblockstaaten zur wesentli- 
chen Vereinfachung des Verfahrensweges ent- 
gegenzunehmen, wie es z. B. im Falle Rumä- 
nien bisher der Fall war? 
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15. Abgeordneter 

Dorn 


16. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


17. Abgeordneter 

Josten 


18. Abgeordnete 
Frau Funcke 


19. Abgeordneter 

Ertl 


20. Abgeordneter 

Sänger 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung für die vom Bundesinnenminister nach 
Pressemeldungen angekündigte Neuordnung 
des Verhältnisses von Kirche und Staat? 

Ist in absehbarer Zeit mit der Öffnung der 
Grenze zur CSSR in Bayerisch Eisenstein oder 
an anderen Orten der Landesgrenze in Bayern 
zu rechnen? 

Wie soll in Zukunft sichergestellt werden, daß 
Käufer von neuen oder gebrauchten Wagen ihr 
bisheriges Fahrzeug ordnungsgemäß verkau- 
fen oder bei einem Altwarenhändler abliefern, 
statt dieses irgendwo als Autowrack abzustel- 
len? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesjustizministers, daß bei Beratungsge- 
genständen, zu denen die Bundesregierung 
sich keine Meinung gebildet hat, die physische 
Anwesenheit des zuständigen Bundesministers 
im Bundestag nicht erforderlich sei? 

Teilt die Bundesregierung Befürchtungen der 
bayerischen Staatsregierung, wonach durch die 
vorgesehenen Grundgesetzänderungen zur 
Neugestaltung der Beziehungen zwischen 
Bund und Ländern ein tiefer Einschnitt in die 
Eigenstaatlichkeit der Länder entstehen wür- 
de? 

Ist die Bundesregierung bereit, die sogenann- 
ten „Anzeigen-Blätter“ in allen Maßnahmen 
der Verwaltung deutlich von Zeitungen und 
Zeitschriften zu unterscheiden, da sie weder 
Informationen noch Meinungen verbreiten und 
in ihrem Wesen Werbedrucksachen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


21. Abgeordneter 

Ollesch 


22. Abgeordneter 
Geldner 


Warum ist ausgerechnet der Bundesarbeits- 
minister im Ausschuß für mittelfristige Finanz- 
planung nicht vertreten, wo doch nach Anga- 
ben des Bundesfinanzministers rigorose Kür- 
zungen in erster Linie beim Sozialaufwand 
des Bundes vorgenommen werden sollen? 

In welchem Umfang beabsichtigt die Bundes- 
regierung sofort Aufträge für Investitionsmaß- 
nahmen zur schnellen Behebung der Arbeits- 
losigkeit besonders nach Nord- und Südbay- 
ern zu vergeben? 


23. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dem Bundestag 
Logemann betr. der künftigen Gewährung von Betriebs- 

beihilfen vom Bezug von Dieselöl für die 
Landwirtschaft eine Änderung des Verkehrs- 
finanzgesetzes vorlegen? 
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24. Abgeordneter Welchen Preis für Dieselöl hat der landwirt- 
Logemann schaftliche Bezieher nach Abzug der Rückver- 

gütungen im Jahre 1966 zu zahlen? 


25. Abgeordneter Mit welchem Nettopreis sollen die in Fra- 
Logemann ge 24 genannten Bezieher nach Auffassung 

der Bundesregierung im Jahre 1967 belastet 
werden? ^ 


26. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
Hellenbrock daß ein von ihr militärisch genutztes Gelände 

an den Eigentümer, die Gemeinde Bracht im 
Landkreis Kempen/Krefeld, nur unter der Be- 
dingung freigegeben wird, wenn die Gemeinde 
sich bereit erklärt, die entstehenden Kosten 
für die Beseitigung der oberirdischen militä- 
rischen Anlagen (Munitionslagerstätten- 
Schutzwälle) in Höhe von 200 000 DM zu tra- 
gen? 


27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es sich 
Hellenbrock bei dem in Frage 26 erwähnten Gelände um 

tonhaltiges Gelände handelt, welches die Ge- 
meinde bzw. die einheimische Dachziegelindu- 
strie dringend benötigt zur Aufrechterhaltung 
der Produktion und zur Erhaltung der Arbeits- 
plätze? 


28. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Ge- 
Hellenbrock meinde Bracht vom Bundesfinanzministerium 

der Bescheid erteilt wurde, daß der Bund mit 
der in Frage 26 erwähnten Sache nichts zu 
tun habe und nach Meinung der Oberfinanz- 
direktion Düsseldorf das Veranlasserprinzip 
Geltung habe? 


29. Abgeordneter Wie groß sind die Einnahmen, die durch die 
Lemmrich am 1. Januar 1967 in Kraft getretene Erhöhung 

der Mineralölsteuer um 3 Pfennig bis zum 
31. März 1967 eingegangen sind? 


30. Abgeordneter Trifft es zu, daß auf dem Exerzierplatz, den 
Flämig die Bundesrepublik der US-Army, Standort 

Hanau am Main, in der Gemarkung Großau- 
heim am Main zur Verfügung gestellt hat und 
der von drei Seiten mit Wohngebieten einge- 
säumt ist, im Abstand von wenig mehr als 
200 Metern von Wohnhäusern Munition und 
Sprengstoffe gelagert werden? 


31. Abgeordneter Welche Vorschriften bezüglich des Sicherheits- 
Flämig abstandes sind für die Anlage von Munitions- 

und Sprengstofflagerstätten für die Stationie- 
rungsstreitkräfte verbindlich? 
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32. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, angesichts der Tat- 
Flämig sache, daß unmittelbar am Exerzierplatz Groß- 

auheim ein Friedhof liegt und daß das militä- 
rische Gelände von drei Seiten durch Wohn- 
gebiete eingerahmt wird, den Exerzierplatz zu 
verlegen oder zumindest seine Benutzung so 
einzuschränken, daß Gefahren und Belästigun- 
gen für die Bevölkerung und die Schulkinder 
der naheliegenden Schule vermieden werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


33. Abgeordneter 

Wächter 


34. Abgeordneter 

Wächter 


35. Abgeordneter 

Porten 


36. Abgeordneter 

Porten 


37. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


38. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


Billigt es die Bundesregierung, daß Bundes- 
behörden der Vergabe von Aufträgen des- 
wegen ablehnend gegenüberstehen, weil sich 
Bundestagsabgeordnete im Interesse der Be- 
lebung der einheimischen Wirtschaft für Fir- 
men ihres Wahlkreises eingesetzt haben? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerun- 
gen von Bundesbehörden, daß Bemühungen 
von Abgeordneten über den Ressortminister 
sogar zu einer Nichtberücksiditigung der Auf- 
tragsbewerber bei der Vergabe von Aufträgen 
führen können? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
in der Mühlenwirtsdiaft unter dem Schutz des 
Mühlenkartells geübten Praktiken des Quo- 
tenhandels — s. Veröffentlichung in der Zei- 
schrift „Capital" Nr. 1 Januar 1967 „Kartelle 
— Müllers Mühlen" — mit der sich daraus 
ergebenden Stillegung von vorwiegend Klein- 
und Mittelmühlen im volkswirtschaftlichen 
Interesse liegen, zumal durch die getroffenen 
gesetzgeberischen Maßnahmen nicht unerheb- 
liche Mittel für die Mühlenwirtschaft bereit- 
gestellt worden sind? 

Wäre es nicht sinnvoller, wenn schon vom 
Bundeswirtschaftsminister aus den in Fra- 
ge 35 genannten Gründen über den Kartell- 
antrag der Mühlen eine Entscheidung nicht 
erfolgt, entsprechende Aufsicht über mühlen- 
konventionsinterne Regelungen auszuüben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
heimische Lederindustrie in ihrer Existenz be- 
droht ist dadurch, daß die Fertigschuhwaren- 
importe aus EWG-Ländern, aus dem EFTA- 
Raum, aus Jugoslawien, anderen Ostblock- 
staaten und die sehr erheblichen Fertighand- 
schuhimporte aus Hongkong, Japan, Korea und 
Taiwan erdrückend geworden sind? 

Kann die heimische Lederindustrie vor den 
in Frage 37 erwähnten lebensbedrohenden 
Importen geschützt werden? 
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39. Abgeordneter 

Blumenfeld 


40. Abgeordneter 

Blumenfeld 


41. Abgeordneter 

Blumenfeld 


42. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß aus 
Dienstleistungen im Rahmen deutscher Ent- 
wicklungshilfe zwei deutschen Firmen seit vie- 
len Jahren anerkannte Forderungen in der 
Höhe von über 2 Millionen DM gegenüber 
iranischen Staatsstellen überfällig sind? 


Welche Unterstützungen hat die Bundesregie- 
rung bei Kenntnis der in Frage 39 geschil- 
derten Situation den deutschen Firmen ange- 
deihen lassen, damit sie ihre Forderungen be- 
glichen erhalten? 


Was gedenkt die Bundesregierung in der in 
Frage 39 erwähnten Angelegenheit zu tun, 
falls die bisherigen Bemühungen sowohl der 
Firmen wie der Bundesregierung ohne irgend 
einen sichtbaren Erfolg geblieben sind? 


Trifft es zu, daß die Tuch- und Kleiderstoff- 
industrie darum nachgesucht hat, die Bundes- 
regierung möge bei der EWG-Kommission 
gemäß Artikel 226 EWG-Vertrag einen Antrag 
stellen, in dem um die Genehmigung zur Er- 
greifung von Schutzmaßnahmen gegenüber 
Einfuhren aus Prato gebeten wird? 


43. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung es ab- 
gelehnt hat, den in Frage 42 erwähnten An- 
trag zu stellen, obwohl seitens der holländi- 
schen und belgischen Regierung derartige An- 
träge gestellt worden sind? 


44. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung nicht der Ansicht, daß 
die in Frage 42 erwähnte betroffene Indu- 
strie den Eindruck gewinnen muß, ihre In- 
teressen würden von der Bundesregierung mit 
weniger Nachdruck vertreten als die Interessen 
der Industrien in den beiden Nachbarländern, 
da sie sich lange vor Abschluß des EWG-Ver- 
trages bemüht hat, eine Begrenzung der Prato- 
Einfuhren zu erreichen? 


45. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen der Bundes- 

Dröscher regierung bzw. des Bunde.skartellamtes gedie- 

hen, das Maß der durch keine ökonomische 
Notwendigkeit, sondern nur durch das Vor- 
handensein von verbotenen Preisabsprachen 
begründeten Differenzen der Treibstoffpreise 
zwischen den Ballungsgebieten und den weni- 
ger dicht bewohnten Räumen auf eine erträg- 
liche Höhe zu ermäßigen? 


46. Abgeordneter Sind die in jüngster Zeit wiederholten Sen- 
Schwabe kungen der Benzinpreise durch die Mineralöl- 

gesellschaften kostenbedingt oder müssen sie 
als willkürliche Maßnahmen im Konkurrenz- 
kampf angesehen werden? 
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47. Abgeordneter Gibt es Anhaltspunkte für den Umfang des 
Schwabe Mehrgewinnes, den die Gesellschaften vor der 

'zweimaligen Preissenkung zwangsläufig er- 
zielt haben müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


48. Abgeordneter Welche Auffassung hat die Bundesregierung 

Porten zu den verschiedentlich geäußerten Forde- 

rungen — s. ini Hrnährungsdienst vom 7. Fe- 
bruar 1967 „Beschränkung der Vermahlungs- 
kapa/ität" - - die Übergangszeit für einen 
gemeinsamen Mehlmarkt evtl, sogar bis 1972 
zu verlängern? 

49, Abgeordneter Wird die Bundesregierung die bei den Ver- 

Ertl handlimgen zur Kennedy-Runde gestellte ame- 

rikanische Forderung unterstützen, daß die 
liWG einen Kostenanteil von 65 Millionen 
Düliar an einer Finanzierung kostenloser Ge- 
treidelieferungen aus Produktionsüberschiis- 
sen an Fnlwicklimgsländer übernimmt? 

Ist die Bundesregierung mit einer Übernahme 
von 30Vo der in Frage 49 erwähnten 65 Mil- 
lionen Dollar diiicli die Bundesrepublik ein- 
verstanden? 

Wrüdie Stellungnahme gedenkt die Bundes- 
regierung zn dem französischen Vorhaben ein- 
zunohnien, Bananen und Ananas in die EWG- 
Marktordnung für Obst und Gemüse einzube- 
ziehen oder für diese Erzeugnisse eine eigene 
Marktordnung zu schaffen, um damit eine Er- 
höhung des EWG-Außenzolls zu erwirken und 
außerdem das bisherige zollfreie Einfuhrkon- 
tingent von Bananen tür die Bundesrepublik 
abzuschaifen, die mit 610 000 t das größte 
Einfuhrland neben den USA für diese Süd- 
fi lichte ist? 

52. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Bading das in Frage 51 erwähnte Vorhaben die 

Bananen in der Bundesrepublik erheblich ver- 
teuert werden, ohne daß hierdurch den Pro- 
duzenten von Bananen innerhalb des Gebiets 
der EWG oder der ihr assoziierten afrikaiii- 
scheir Lander Vorteile erwachsen, da diese 
für die Versorgung des deutschen Marktes 
ohne jeden Belang sind, daß aber dafür die 
Ausfuhrbeziehungen der Bundesrepublik zu 
mittel- und südamerikanischen Ländern erheb- 
lich gestört werden? 


51. Abgeordneter 

Bading 


50. Abgeordneter 

Erll 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

53. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß die Versiehe- 

Mick rung der selbständigen Handwerker b(n der 

Rentenversicherung nach Angabe ihres Ver- 
bandes von 1962 bis 19()5 ein D('fizit von 
448 Millionen DM verursacht hat? 

54. Abgeordneter Ist das in Frage 53 erwähnte Defizit von Jahr 

Mick zu Jahr angewarhsen? 

55. Abgeordneter Hat der Bundesarbeilsminisler Kenntnis von 

Lenders der Absicht des gemeindlichen Unfallversichc- 

rungsträgers (BAGUV), eine neue Unfallver- 
lüitungsvorschrift (UVV) für den Bereich der 
kommunalen Sparkassen zu verabschieden? 

56. Abgeordneter Trifft es zu, daß d(u' in Frage 55 erwähnte 

Lenders Entwurf der UVV des gemeindlichen Unfall- 

Versicherungsträgers in einem für die Sicher- 
heit der Beschäftigten nachteilig wirkenden 

Punkt von der im Februar 1966 in Kraft getre- 
tenen UVV der Vcuwaltungsberufsgeiiossen- 
sdiaft insoweit abweicht, als für Arbeitsplätze, 
die dem Publikumsverkehr dienen, wenn sie 
von anderen Räumen aus einsehbar oder nur 
über gewisse Behinderungen erreichbar sind, 
schon dann für die imübersteigbare Abtren- 

nung keine Sdnißsidierheil; mehr gefordc-rt rragesteller Mt sich mit 
wird, wenn mindestens sechs Beschüftigte (im I schriitiicher Beantwortung 
Gegensatz zu zehn J3eschdltigton bei der UVV T einverstanden erkiärt. 
der Verwaltungsberufsgenossenschaft) in dem 
vom Publikum erreichbaren Raum ständig an- 
wesend sind? 

57. Abgeordneter Ist der Bundosarbeitsminisler bereit, als auf- 

Lenders sichtsführende Behörde für die Berufsgenos- 

senschallen im Rahmen des Genehmigungsver- 
fahrens für Unfallverhütungsvorschriften im 
Interesse der Sicherheit der bei den kommu- 
nalen Sparkassen Beschäftigten und der Ein- 
heitlichkeit von Sicherheitsbestimmungen für 
die Beschäftigten von Banken und Sparkassen 
darauf hinzuwirken, daß die im Anhang der 
UVV „Kassen" der Verwaltungsberufsgenos- 
senschaft aufgeführten Sicherheitsbestimmun- 
gen zu § 2 dieser UVV von der UVV des 
gemeindlichen Unfallver.sicherungstiägers voll 
übernommen werden? 

58. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Schulte Sache, daß Ersatzdienstverweigeror nach Ver- 

büßung ihrer Strafe von manchen Gerichten 
bei erneuter Ersatzdienstverweigerung nodi- 
mals mit derselben Strafe belegt werden? 
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59. Abgeordneter 

Dr. Kühler 


60. Abgeordneter 

Eckerland 


61. Abgeordneter 

Eckerland 


62. Abgeordneter 

Buschfort 


63. Abgeordneter 

Buschfort 


64. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


Wie beurteilt die Bundesregierung rechtlich 
die Tatsache, daß Ersatzdienstverweigerer 
nach Verbüßung ihrer Strafe von manchen 
Gerichten bei erneuter Ersatzdienstverweige- 
rung nochmals mit derselben Strafe belegt 
werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß infolge 
der stark angestiegenen Arbeitslosigkeit seit 
dem letzten Winter die Sozialhilfeträger er- 
hebliche Aufwendungen für Arbeitslose er- 
bringen mußten, diese nur teilweise zurück- 
erstattet erhielten und diese Vorleistungen 
der Sozialhilfe nur deswegen erfolgen mußten, 
weil die Arbeitsämter nicht in der Lage waren, 
die gesetzlichen Leistungen nach dem AVAVG 
schnell und rechtzeitig zur Auszahlung zu 
bringen? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß diese Vorleistungen der Sozialhilfeträger 
erheblich reduziert werden könnten, wenn die 
Arbeitsämter von der Bundesanstalt Anwei- 
sung erhielten, den § 174 AVAVG entspre- 
chend seinem Wortlaut anzuwenden, d. h. nur 
Glaubhaftmachung und Angaben von Tatsa- 
chen zu verlangen und auf den Nachweis der 
angegebenen Tatsachen und Verhältnisse zu 
verzichten bzw. die Arbeitsämter entsprechend 
§ 181 AVAVG das Arbeitslosengeld in der 
Regel wöchentlich auszahlen würden und 
nicht, wie es fast überall geschieht, in größe- 
ren Zeitabständen? 

Was vcranlaßte die Bundesregierung, die vom 
Bundestag beschlossene Verbesserung für Um- 
schüler nach § 133 AVAVG durch Streichung 
des bisher gewährten Taschengeldes wesent- 
lich zu verschlechtern? 

Wann glaubt die Bundesregierung eine ange- 
messene Gleichbehandlung bei der Gewährung 
von Taschengeld für Umschüler nach dem Bun- 
dessozialhilfegesetz, AVAVG, LAG und Bun- 
desjugendplan wieder hersteilen zu können? 

Hält es die Bundesregierung weiterhin für 
zweckmäßig, Lebensbescheinigungen mit Er- 
klärungen über die persönlichen Verhältnisse 
in Jahres- bzw. 2 Jahresabständen von Be- 
ziehern von Renten nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz und von Sozialversidierungsren- 
ten einzufordern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

6.5, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Seenot- 
Jung rettungsstaffel des Marinefliegergeschwaders 

5 mit sichereren und leistungsfähigeren zwei- 
motorigen Hubschraubern beschleunigt auszu- 
rüsten? 
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66. Abgeordneter 

Jung 


67. Abgeordneter 

Burger 


68, Abgeordneter 

Burger 


69. Abgeordneter 

Hübner 


70. Abgeordneter 

Hübner 


71. Abgeordneter 

Hübner 


Bis wann könnten die ersten in Frage 65 
erwähnten zweimotorigen Seenothubschrauber 
beschafft werden? 

Ist die Einführung einer Sommeruniform bei 
den Heeresstreitkräften der Bundeswehr vor- 
gesehen? 

Bei Bejahung der Frage 67, bis wann kön- 
nen die Soldaten für die Sommermonate mit 
einer ansprechenden Dienstkleidung rechnen, 
wie sie auch von den Angehörigen der Streit- 
kräfte anderer NATO-Staaten getragen wer- 
den? 

Ist daran gedacht, die durch den Einsatz von 
einer elektronischen Großrechenanlage beim 
Ubersetzerdienst der Bundeswehr erzielten Ar- 
beitsvereinfachungen auch der interessierten 
Öffentlichkeit in der Weise nutzbar zu ma- 
chen, daß sie gegen eine Gebühr die damit 
gegebenen Möglichkeiten nutzen kann? 

Bestehen Pläne, die beim Ubersetzerdienst der 
Bundeswehr durch den Einsatz einer elektroni- 
schen Großrechenanlage möglichen Arbeitsver- 
einfachungen auch für die fremdsprachliche 
Arbeit anderer Ressorts zu nutzen? 

Bestehen Pläne zur Gründung eines zentralen 
Bundessprachenamtes zur Koordinierung und 
zentralen Finanzierung der Arbeit an wichti- 
gen sprachlichen Problemen, zum Beispiel der 
Einsatzmöglichkeiten von Großrechenanlagen 
oder der Koordinierung terminologischer Vor- 
haben, um so Doppelarbeit zu vermeiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


72. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für notwendig, 

Dr. Wörner Fahrern von Krankenwagen des Roten Kreu- 

zes und bestimmter ähnlicher anerkannter Or- 
ganisationen die gleichen Sonderrechte im 
Straßenverkehr einzuräumen, wie sie z. B. 
die Feuerwehr und die Zollfahndung nach § 48 
Abs. 1 der Straßenverkehrs-Ordnung genies- 
sen? 


73. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Büttner französischen Eisenbahnen Familien eine Fahr- 

preisermäßigung in der Form gewähren, daß 
bei Bezahlung des vollen Fahrpreises für 
zwei Erwachsene jede weitere Person eine 
Ermäßigung von 75 Prozent — Kinder unter 
10 Jahren von 87,5 Prozent — erhält, was bei 
sechs Familienmitgliedern einer Ermäßigung 
von 50 Prozent pro Person entspricht? 


1 Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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74. Abgeordneter Wie weit sind die Planungen und sonstigen 

Picard Vorarbeiten zum Ausbau der Bundesstraße 26 

zwischen Darmstadt und Aschaffenburg gedie- 
hen? 

75. Abgeordneter Wann ist mit dem Bau der Umgehungsstraße 

Picard bei Roßdorf zu rechnen? 

76. Abgeordneter Ist damit zu rechnen, daß die 29 neuen und 

Dr. Prassler 12 geänderten Verkehrszeichen im Entwurf 

einer Straßenverkehrs-Ordnung (Bad Ganders- 
heimer Entwurf vom 1. Juni 1966) dem inter- 
nationalen Verkehrsrecht endgültig entspre- 
chen? 

77. Abgeordneter Ist schon abzusehen, mit welchen übergangs- 

Dr. Prassler fristen ab Inkrafttreten der neuen Straßen- 

verkehrs-Ordnung gerechnet werden kann? 

78. Abgeordneter Wie hoch sind voraussichtlich die finanziellen 

Dr. Prassler Auswirkungen durch das Inkrafttreten einer 

neuen Straßenverkehrs-Ordnung auf Bund, 
Länder und Gemeinden? 

79. Abgeordneter Trifft es zu, daß auf den Bundesbahnstrecken 

Fritsch München — Bayerisch Eisenstein und Deggen- 

(Deggendorf) dorf — Kalteneck ab Inkrafttreten des Som- 

merfahrplanes 1967 weitere Einschränkungen 
im Personenbeförderungsverkehr vorgesehen 
sind? 

80. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 

Riegel einer technischen Überprüfung von Straßen- 

(Göppingen) tankwagcn in Düsseldorf ein ungewöhnlich 

hoher Prozentsatz dieser Fahrzeuge wegen 
technischer Mängel stillgelegt werden mußte? 

81. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Riegel regierung auf Grund der in Frage 80 erwähn- 

(Göppingen) ten Feststellungen zu ergreifen? 

82. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für möglich, Vor- 

DrÖscher Schriften zu erlassen, nach welchen Autoher- 

stellern vorgeschrieben wird, die Stoßstangen 
in gleicher Höhe anzubringen, um damit die 
ständigen Unfallschäden durch Auffahren zu 
verringern? 

83. Abgeordneter Wie hoch ist der durchschnittliche Jahresrein- 

Dröscher gewinn der Tankstellen an den Bundesauto- 

bahnen? 

84. Abgeordneter Welche Auswirkungen hat die Planung einer 

Eckerland Bundesautobahn zwischen dem Ruhrgebiet und 

Emden auf die Finanzierung und den Bau des 
Abschnitts Recklinghausen — Münster der 
EB 51? 
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85. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Tatsache der seit 
Schlee Oktober 1966 bestehenden zusätzlichen fiska- 

lischen Belastung deutscher Transportunter- 
nehmer in Spanien zum Anlaß neuer Beratun- 
gen mit den zuständigen Ministerien der spa- 
nischen Regierung genommen, insbesondere 
in der Richtung, auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit die Beseitigung der Belastung durch 
Kraftfahrzeugsteuer zu erreichen? 


86. Abgeordneter Hat die Bundesregierung, nachdem nunmehr 
Schlee deutsche Transportfahrzeuge, die den neuen 

spanischen Vorschriften über die höchstzuläs- 
sige Länge von 14 m nicht mehr entsprechen, 
an der spanischen Grenze zurückgewiesen wur- 
den, Verhandlungen mit der spanischen Regie- 
rung eingeleitet, um entweder die bisherige 
Regelung einer Duldung der längeren deut- 
schen Lastzüge zu erhalten oder eine Über- 
gangsregelung bis zur Anpassung des deut- 
schen Fahrzeugparks an die neue Lage zu er- 
reichen? 


87. Abgeordneter Hat die Bundesregierung im Rahmen der 
Schlee deutsch-französischen Zusammenarbeit die 

französische Regierung auf die Schwierigkei- 
ten hingewiesen, die sich für den deutschen 
Güterkraftverkehr wegen der Verminderung 
der in Frankreich zulässigen Nutzlast der ein- 
gesetzten Fahrzeuge von 38 t auf 35 t ergeben, 
insbesondere im grenzüberschreitenden Güter- 
verkehr nach Spanien und in dem damit häu- 
fig verbundenen Zwischenverkehr mit Frank- 
reich, und erwogen, etwa die deutsche Tole- 
ranz in Bezug auf die Zulassung der Über- 
ladung französischer Fahrzeuge bis zu lOVo 
und in Bezug auf die Anerkennung der 13 t- 
Achslast französischer Fahrzeuge aufzuheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


88. Abgeordneter Ist es richtig, daß das Bundespostministerium 
Hilbert in letzter Zeit Aufträge über Lieferung von 

100 000 fm Mastenholz aus Polen gegeben hat? 


89. Abgeordneter Falls die Frage 88 mit ja beantwortet wird, 
Hilbert hält es die Bundesregierung für richtig, daß 

der Deutschen Bundespost ein größerer Be- 
trag aus dem Investitionshaushalt zur Bele- 
bung der deutschen Wirtschaft zur Verfügung 
gestellt wurde und diese dann Aufträge an 
ausländische Lieferanten vergibt? 
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90. Abgeordneter 

Spitzmüller 


91. Abgeordneter 

Spitzmüller 


92. Abgeordneter 

Spitzmüller 


93. Abgeordnete 

Frau Freyh 


94. Abgeordnete 

Frau Freyh 


95. Abgeordnete 

Frau Freyh 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Deutsche Rote Kreuz einen Großteil der Not- 
fall- und Krankentransportwagen mit Funk- 
geräten ausgerüstet hat, um sowohl für den 
Einsatz dieser Fahrzeuge als auch für die recht- 
zeitige Information von Krankenhäusern über 
die auf dem Transport befindlichen Patienten 
über schnellste Informationsmöglichkeiten zu 
verfügen? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost für 
den Funkverkehr eine so einschneidende Ge- 
bührenerhöhung vorsieht, daß dem Deutschen 
Roten Kreuz nichts übrig bleibt, als die in 
Frage 90 erwähnten Funkgeräte wieder aus- 
zubauen und zu verkaufen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, bei 
der Deutschen Bundespost sicherzustellen, daß 
für den Funkverkehr der Notfall- und Kran- 
kentransportfahrzeuge des Deutschen Roten 
Kreuzes die Gebührensätze auf dem bisheri- 
gen Stand verbleiben? 

Welche Absichten hat die Bundesregierung, 
um im Bereich der Oberpostdirektion Frank- 
furt (Main) die seit Jahren für notwendig er- 
achtete Verbesserung des Paketumschlags 
bzw. des Paketzustelldienstes zu erreichen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich im 
Bereich der Oberpostdirektion Frankfurt 
(Main) die Fälle mehren, in denen Privatper- 
sonen bei Wohnungswechsel oder Weiterver- 
mietung von Geschäftsräumen dem nachfol- 
genden Mieter bereits installierte Telefonan- 
schlüsse verkaufen bzw. gegen Abstandszah- 
lungen überlassen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den in der 
Frage 94 angesprochenen Handel mit Tele- 
fonanschlüssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 


96. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Hat die Bundesregierung schon einen Über- 
blick über den Umfang der nach § 30 des 
Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes 
gestellten Anträge? 


97. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wieviel Zeit etwa die durchführende 
Behörde vom Tag der Antragstellung bis zum 
Erlaß des Feststellungsbescheides nach § 37 
des Beweissicherungs- und Feststellungsgeset- 
zes benötigt? 
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98. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, dem 
Deutschen Bundestag in absehbarer Zeit ein 
Leistungsgesetz nach § 2 Abs. 2 des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes vorzu- 
legen? 


Bonn, den 14. April 1967 
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